
Ausführungsverordnung zu Art. 7a der Geschäftsanweisung für die Verwaltung des Vermögens in 
den Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden der Erzdiözese Köln (AusfVO-GA 

Vorausgenehmigung) vom 21. Dezember 2022 
(Amtsblatt des Erzbistums Köln 2023, Nr. 16, S. 28 ff., zuletzt geändert am 19. Januar 2024, 

Amtsblatt des Erzbisstums Köln 2024, Nr. 41, S. 54) 
 

Gemäß Artikel 7 der Geschäftsanweisung für die Verwaltung des Vermögens in den 
Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden der Erzdiözese Köln (Geschäftsanweisung 2009) 
vom 28. Juli 2009 (Amtsblatt des Erzbistum Köln 2009, Nr. 178, S. 194 ff.) bedürfen die dort 
aufgeführten Rechtsgeschäfte und Rechtsakte der Kirchenvorstände und der Vertretungen von 
Gemeindeverbänden und Kirchengemeindeverbänden zu ihrer Rechtsgültigkeit der schriftlichen 
Genehmigung der Erzbischöflichen Behörde. 
 
 
§1 Vorausgenehmigung 
Für die nachfolgend genannten Verträge wird unter den nachstehend genannten Voraussetzungen 
im Rahmen der Vorausgenehmigung des Vermögensrates und des Konsultorenkollegiums die 
kirchenaufsichtsrechtliche Genehmigung als Vorausgenehmigung gemäß Artikel 7a 
Geschäftsanweisung 2009 erteilt. 
 
1.Mietverträge 
Die nach Art. 7 Nr. 3 Geschäftsanweisung 2009 erforderliche Genehmigung der Erzbischöflichen 
Behörde zum Abschluss von Mietverträgen über Wohnraum oder gewerbliche Räume wird im 
Voraus erteilt, wenn  

- der Mietvertrag dem jeweils aktuellen Muster für Wohnraummietverträge oder Mietverträge 
über gewerbliche Räume eines Haus- und Grundbesitzervereins entspricht, 

- die im Vertragsmuster zugelassenen Wahlmöglichkeiten zutreffend ausgefüllt sind, 
- in dem Vertrag keine Änderungen oder Streichungen vorgenommen wurden, 
- der vereinbarte Mietzins (Nettomiete) mindestens der ortsüblichen Vergleichsmiete oder 

dem zuletzt veröffentlichten Mietspiegel oder bei sozial gefördertem Wohnungsbau der 
Kostenmiete entspricht, deren letzte Festsetzung nicht älter als fünf Jahre ist, 

- bei der Vermietung sozial geförderten Wohnraums ein gültiger Wohnberechtigungsschein 
vorgelegt wurde, und 

- der Mietvertrag nicht befristet wurde. 
 
Diese Regelung gilt nicht für Dienstwohnungen und Immobilien, die Dienstwohnungen enthalten.  
 
Der Kirchenvorstandsbeschluss hat folgenden Vermerk zu enthalten:  
 
„Dieser Mietvertrag ist gemäß § 1 Nr. 1 AusfVO-GA Vorausgenehmigung kirchenaufsichtsrechtlich 
im Voraus genehmigt.“  
 
Dem Erzbischöflichen Generalvikariat ist eine Kopie des unterzeichneten und gesiegelten 
Vertrages samt Anlagen sowie der Kirchenvorstandsbeschluss zu übersenden. 
 
Der Vorlage einer Kopie des Kirchenvorstandsbeschlusses bedarf es nicht, soweit die Verwaltung 
der Mietobjekte einschließlich des Abschlusses von Mietverträgen einer externen Haus- und 
Mietverwaltung übertragen und dieser die zum Abschluss von Mietverträgen erforderliche 
Vollmacht erteilt wurde. 
 
 



2.Stellplatz- und Garagenmietverträge 
Die nach Art. 7 Nr. 3 Geschäftsanweisung 2009 erforderliche Genehmigung der Erzbischöflichen 
Behörde zum Abschluss von Stellplatz- und Garagenmietverträgen wird im Voraus erteilt, wenn  

- der Mietvertrag dem jeweils aktuellen Muster für entsprechende Verträge eines Haus- und 
Grundbesitzervereins entspricht, 

- die im Vertragsmuster zutreffenden Wahlmöglichkeiten zutreffend ausgefüllt sind, 
- in dem Vertrag keine Änderungen oder Streichungen vorgenommen wurden, und 
- der vereinbarte Mietzins (Nettomiete) mindestens der ortsüblichen, marktgerechten Miete 

entspricht. 
 
Der Kirchenvorstandsbeschluss hat folgenden Vermerk zu enthalten:  
„Dieser Mietvertrag ist gemäß § 1 Nr. 2 AusfVO-GA Vorausgenehmigung kirchenaufsichtsrechtlich 
im Voraus genehmigt.“ 
 
Dem Erzbischöflichen Generalvikariat ist eine Kopie des unterzeichneten und gesiegelten 
Vertrages samt Anlagen sowie der Kirchenvorstandsbeschluss zu übersenden. 
 
Der Vorlage einer Kopie des Kirchenvorstandsbeschlusses bedarf es nicht, soweit die Verwaltung 
der Mietobjekte einschließlich des Abschlusses von Mietverträgen einer externen Haus- und 
Mietverwaltung übertragen und dieser die zum Abschluss von Mietverträgen erforderliche 
Vollmacht erteilt wurde 
 
3.Orgelpflegeverträge 
Die nach Art. 7 Nr. 2 lit. e) Geschäftsanweisung 2009 erforderliche Genehmigung der 
Erzbischöflichen Behörde zum Abschluss von Orgelpflegeverträgen wird im Voraus erteilt, wenn  

- der Orgelpflegevertrag dem aktuellen Muster des Erzbischöflichen Generalvikariates 
entspricht, 

- das vereinbarte Entgelt den im Amtsblatt des Erzbistums Köln zuletzt veröffentlichten 
Werten entspricht, und 

- der Vertrag mit einer Frist von längstens einem Jahr gekündigt werden kann. 
 
Bei Orgelpflegeverträgen neu errichteter Orgeln reicht es aus, dass der Vertrag nach Ablauf der 
vereinbarten Gewährleistungsfrist kündbar ist.  
 
Der Kirchenvorstandsbeschluss hat folgenden Vermerk zu enthalten:  
„Dieser Vertrag ist gemäß § 1 Nr. 3 AusfVO-GA Vorausgenehmigung kirchenaufsichtsrechtlich im 
Voraus genehmigt.“ 
 
Dem Erzbischöflichen Generalvikariat ist eine Kopie des unterzeichneten und gesiegelten 
Vertrages sowie der Kirchenvorstandsbeschluss zu übersenden.  
 
4.Glockenwartungsverträge 
Die nach Art. 7 Nr. 2 lit. e) Geschäftsanweisung 2009 erforderliche Genehmigung der 
Erzbischöflichen Behörde zum Abschluss von Glockenwartungsverträgen wird im Voraus erteilt.  
 
Der Kirchenvorstandsbeschluss hat folgenden Vermerk zu enthalten:  
„Dieser Vertrag ist gemäß § 1 Nr. 4 AusfVO-GA Vorausgenehmigung kirchenaufsichtsrechtlich im 
Voraus genehmigt.“ 
 
Dem Erzbischöflichen Generalvikariat ist eine Kopie des unterzeichneten und gesiegelten 
Vertrages sowie der Kirchenvorstandsbeschluss zu übersenden.  



 
5.Kapitalanlagen auch KGV 
Die nach Art. 7 Nr. 2 lit. d) Geschäftsanweisung 2009 erforderlichen Genehmigung der 
Erzbischöflichen Behörde zum Erwerb, zur Belastung und Veräußerung von Wertpapieren und 
Anteilscheinen (Kapitalanlagen) wird bis zu einem Gegenstandswert von bis zu 100.000,00 Euro in 
Bezug auf den jeweiligen kirchengemeindlichen Fonds im Voraus erteilt, wenn die Kapitalanlage in 
Bezug auf den jeweils betroffenen kirchengemeindlichen Fonds entsprechend der 
Anlagerichtlinien für das Kapitalvermögen der Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und 
Gemeindeverbände im Erzbistum Köln (KAnlageRL) vom 1. Januar 2022 in der jeweils geltenden 
Fassung angelegt wurde.  
 
Der Kirchenvorstandsbeschluss hat folgenden Vermerk zu enthalten:  
„Die Kapitalanlage entspricht den Anlagerichtlinien für das Kapitalvermögen der 
Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Gemeindeverbände im Erzbistum Köln 
(KAnlageRL) vom 1. Januar 2022 in der jeweils geltenden Fassung und ist daher nach § 1 Nr. 5 
AusfVO-GA kirchenaufsichtsrechtlich im Voraus genehmigt.“  
 
Dem Erzbischöflichen Generalvikariat ist der Kirchenvorstandsbeschluss zu übersenden.  
 
6.Friedhofssatzungen 
Die nach Art. 7 Nr. 1 lit. o) der Geschäftsanweisung 2009 erforderliche Genehmigung der 
Erzbischöflichen Behörde für Friedhofssatzungen wird im Voraus erteilt, wenn die 
Friedhofssatzung dem jeweils aktuellen Muster des Erzbistums Köln entspricht.  
 
Diese Vorausgenehmigung gilt nicht für Friedhofsgebührensatzungen.  
 
Der Kirchenvorstandsbeschluss hat folgenden Vermerk zu enthalten:  
„Diese Friedhofssatzung ist gemäß § 1 Nr. 6 AusfVO-GA Vorausgenehmigung 
kirchenaufsichtsrechtlich im Voraus genehmigt.“  
 
Dem Erzbischöflichen Generalvikariat ist eine Kopie der Friedhofssatzung samt Anlagen sowie der 
Kirchenvorstandsbeschluss zu übersenden. 
 
7.Gattungsvollmachten für KV- und KGV-Ausschüssen 
Die nach Art. 7 Nr. 1 lit. n) Geschäftsanweisung 2009 erforderliche Genehmigung der 
Erzbischöflichen Behörde für Gattungsvollmachten wird im Voraus erteilt, wenn sie den jeweils 
aktuellen Mustern für Gattungsvollmachten des Erzbischöflichen Generalvikariates für KV-
Ausschüsse und KGV-Ausschüsse entsprechen.  
 
Der Kirchenvorstandsbeschluss hat folgenden Vermerk zu enthalten:  
„Diese Gattungsvollmacht ist gemäß § 1 Nr. 7 AusfVO-GA Vorausgenehmigung 
kirchenaufsichtsrechtlich im Voraus genehmigt.“  
 
Dem Erzbischöflichen Generalvikariat ist eine Kopie der unterschriebenen und gesiegelten 
Gattungsvollmacht sowie der Kirchenvorstandsbeschluss zu übersenden. 
 
 
 
 
 
 



8.Reiseverträge der Kirchengemeinde oder des Kirchengemeindeverbands 
Die nach Art. 7 Nr. 1 lit. l) Geschäftsanweisung 2009 erforderliche Genehmigung der 
Erzbischöflichen Behörde zum Abschluss von Reiseverträgen bis zu einem Reisepreis von 100.000 
€ wird im Voraus erteilt, wenn 

- die Kirchengemeinde oder der Kirchengemeindeverband als Reiseveranstalter auftreten, 
- eine Gesamtheit von mindestens zwei verschiedenen Arten von Reiseleistungen für den 

Zweck der selben Reise angeboten wird, 
- die gesetzlich vorgegebenen Formblätter für die Unterrichtung des Reisenden bei 

Pauschalreisen verwendet werden, 
- die gesetzliche Verpflichtung zur Reisepreissicherung durch den Abschluss eines 

Versicherungsvertrages erfüllt ist und 
- die versicherte Leistung der Reisepreissicherung den gesetzlichen Vorschriften entspricht, 

 
oder, 
 

- wenn die Kirchengemeinde oder der Kirchengemeindeverband einen Reiseveranstalter 
beauftragt.  

 
§2 Revision durch die Stabsabteilung Rechnungskammer 
Die Stabsabteilung Rechnungskammer wird beauftragt, bei den regelmäßigen 
Rechnungsprüfungsterminen die Vorgänge einer besonderen Prüfung zu unterziehen, bei denen 
gemäß Artikel 7a Geschäftsanweisung 2009 in Verbindung mit dieser Ausführungsverordnung die 
Genehmigung der Erzbischöflichen Behörde vorab erteilt wurde.  
 
 
§3 Inkrafttreten 
Diese Ausführungsverordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Zugleich tritt die 
Ausführungsverordnung zu Artikel 7a der Geschäftsanweisung für die Verwaltung des Vermögens 
in den Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden der Erzdiözese Köln (AusfVO-GA 
Vorausgenehmigung Nutzungs- und Wartungsverträge, Kapitalanlagen) vom 15. November 2010 
(Amtsblatt des Erzbistums Köln 2011, S. 9 ff., zuletzt geändert am 1. Juni 2016, Amtsblatt des 
Erzbistums Köln 2016, S. 280 f.) außer Kraft.  
 
 


